
hingen nunmehr nur noch vom Verklagten erfüllt 
werden. Deshalb durfte das Bezirksgericht keinesfalls 
der Klägerin das Sorgerecht mehr zusprechen.

Es sind auch keine ernsthaften Gründe ersichtlich, die 
gegen eine Sorgerechtsübertragung auf den Verklagten 
sprechen könnten.

Der Verklagte ist als Abteilungsleiter in einem volks
eigenen Betrieb beschäftigt und bezieht einen Netto
lohn von monatlich 527,40 DM. Nach der Erklärung die
ses Betriebes vom 13. Dezember 1955 war er zu dieser 
Zeit für die fachliche, charakterliche und gesellschaft
liche Entwicklung einer großen Zahl von Lehrlingen 
verantwortlich. Ihm wird weiter bescheinigt, daß er 
durchaus genügende pädagogische Fähigkeiten besitzt, 
junge Menschen zu erziehen. Aus einem weiteren 
Schreiben des Betriebes vom 28. März 1956 geht her
vor, daß er neben der Funktion als Ausbildungsleiter 
Mitglied des Rates für Unterricht und Erziehung in der 
Betriebsberufsschule ist und mehrfach wegen seiner 
vorbildlichen Arbeit ausgezeichnet worden ist. In einer 
Stellungnahme vom 13. Februar 1956 führt der Rat des 
Stadtbezirks aus, daß über den Verklagten nur gut ge
sprochen werde. Die Hausbewohner könnten es gar nicht 
verstehen, daß sich die Klägerin von diesem soliden 
Manne scheiden lassen wolle. Zum Schluß dieses Schrei
bens erklärt sich der Rat des Stadtbezirkes dahin, daß 
das Sorgerecht dem Verklagten übertragen werden 
möge. Allerdings hat der Rat des Stadtbezirks mit Zu
schrift vom 24. Mai 1956 seine Stellungnahme geändert 
und sich für die Übertragung des Sorgerechts an die 
Klägerin ausgesprochen, nachdem sie durch ihren Pro
zeßbevollmächtigten schriftlich bei ihm interveniert 
hatte. Wurden diese beiden Äußerungen noch vor dem 
Zeitpunkt abgegeben, zu dem die Klägerin die Deutsche 
Demokratische Republik verließ und ihre Beziehungen 
zu dem Zeugen K. noch unzureichend bekannt waren, 
so ist es unverständlich und kann in keiner Weise ent
schuldigt werden, daß der Rat des Stadtbezirks noch mit 
seinem Schreiben an das Bezirksgericht vom 8. Dezem
ber 1956 zugunsten der Klägerin Stellung nahm mit der 
Begründung, allein in ihrer Abwanderung nach West
deutschland sei keine Vernachlässigung des Sorgerechts 
gegenüber dem Kinde zu erblicken, die den Erlaß der 
vom Verklagten zur Sicherung des Verbleibens des 
Kindes in der Deutschen Demokratischen Republik be
antragten einstweiligen Anordnung rechtfertige. Diese 
Stellungnahme der Jugendbehörde ist um so schärfer 
abzulehnen, als auch in den letzten Stellungnahmen 
des Stadtbezirkes nichts Wesentliches enthalten war, 
woraus ein ernsthaftes Bedenken gegen die Übertra
gung des Sorgerechts an den Verklagten her geleitet 
werden konnte. Seine berufliche Tätigkeit, seine in ihr 
erzielten Erfolge und seine Liebe zu dem Kind gewähr
leisten es ohne weiteres, ihm das Sorgerecht zu über
tragen.
Da das Bezirksgericht die Sorgerechtsentscheidung des 
Kreisgerichts zu ändern hat, wird es auch über die Un
terhaltspflicht der Parteien gegenüber ihrem Kinde er
neut befinden müssen.

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß für die Zeit, 
in der sich die Klägerin mit dem Kind außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik aufhält, nachdem 
sie diese illegal verlassen hat, kein Anspruch des Kin
des auf Unterhalt gegenüber dem Verklagten besteht. 
Als Bürger unseres Staates kann der Verklagte nicht 
durch die Willkür und ein im höchsten Maße gesell
schaftswidriges Verhalten der Klägerin gezwungen 
werden, durch seine Unterhaltsleistungen die ihm und 
seinem Staate feindlichen Bestrebungen des der NATO 
gehörigen westdeutschen Staates in irgendeiner Form 
unterstützen zu müssen, auch dann nicht, wenn nicht 
die an sich unterhaltsberechtigte Person, sondern ihr 
gesetzlicher Vertreter für das illegale Verlassen persön

lich verantwortlich ist. Dies hat der erkennende Senat 
bereits in seinem Urteil vom 21. August 1958 — 1 ZzF 
34/58 (vgl. NJ 1958 S. 683) — näher dargelegt und be
gründet. Die Unterhaltspflicht für das Kind trifft daher 
in dem genannten Zeitraum allein die Klägerin.

Quelle: „Neue Justiz“ 1958, S. 684.

DOKUMENT 258

Urteil des Kreisgerichts Pasewalk
vom 1. Juli 1960

— 3 F 103/59 —

Die Zivilkammer hat für Recht erkannt:
1. Die am 12. 8. 1955 vor dem Standesamt R. geschlos

sene Ehe der Parteien wird geschieden.
2. Das Sorgerecht für das am 20. 1. 1955 geborene ge

meinschaftliche Kind ... wird auf den Verklagten 
übertragen.

G r ü n d e :

Außerdem gab es aber auch Auseinandersetzungen 
wegen der unterschiedlichen Auffassung in politischen 
Fragen. Während vorher sowohl von der Klägerin als 
auch vom Verklagten die gesellschaftlichen Verhältnisse 
als auch die politische und wirtschaftliche Situation in 
Westdeutschland als besser angesehen wurde, wurde 
der Verklagte mit der Zeit anderer Meinung, insbeson
dere nach dem Besuch eines Schulungslehrganges an der 
Schule des Staatssekretariats für Erfassung und Auf
kauf.

Ebenso wie vorher, hat sie dann in der Folgezeit des 
öfteren in Westberlin gegen DM der Deutschen Noten
bank Einkäufe getätigt. Dafür wurde sie zu einer Ge
fängnisstrafe von 2 V2 Jahren verurteilt. Um diese 
Strafe nicht verbüßen zu müssen, verzog die Klägerin 
im September 1959 illegal nach Westberlin und von 
dort aus nach Westdeutschland.

An Hand der Feststellungen, die im Verlaufe des Rechts
streits sowohl durch Vernehmung der Parteien als auch 
durch einige Zeugenaussagen mußte sich das Gericht 
davon überzeugen, daß die Ehe der Parteien tatsächlich 
ihren Sinn sowohl für diese selbst als auch für die Ge
sellschaft verloren hat.
Abgesehen davon, daß in erster Linie die Ehe lediglich 
deswegen geschlossen wurde, weil das gemeinschaft
liche Kind ... unterwegs war, haben die Parteien es 
schon nach kurzer Zeit nicht mehr verstanden, eine 
dem Wesen der Ehe entsprechende Lebensgemeinschaft 
zu führen. Dieses ist nach Auffassung des Gerichts im 
wesentlichen darauf zurückzuführen, daß die charakter
lichen Eigenschaften, insbesondere aber die Einstellung 
zu den gesellschaftlichen Verhältnissen in der Deut
schen Demokratischen Republik zu unterschiedlich wa
ren. Die Klägerin ist von Anfang an sehr stark durch 
ihre Verwandtschaft in Westberlin und dgl. beeinflußt 
worden und hat es in diesem Zusammenhang nicht ver
standen, den Verklagten zu verstehen, der aufgeschlos
sener war und sich schließlich im Interesse des Arbei
ter- und Bauernstaates entwickelte und sich dement
sprechend verhielt.

Daher leben die Parteien nunmehr schon seit Jahren ge
trennt voneinander und insbesondere deswegen, weil 
die Klägerin eine Gefängnisstrafe zu verbüßen hätte, 
sobald sie in die Deutsche Demokratische Republik zu
rückkommen würde, ist keiner der Parteien gewillt, den
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